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1. Folgen der Pandemie für die Unternehmen und Verbraucher  

(Fragen 11, 6) 

Im Zuge der Corona-Pandemie ist die Produktion in Deutschland kräftig zurückgegangen. In 
Deutschland lag die Produktion im vergangenen Jahr um 4,9% niedriger als im Jahr zuvor, in 
Nordrhein-Westfalen war der Rückgang mit 4,4% allerdings etwas geringer. Dabei waren die 
Wirtschaftszweige von der Pandemie in sehr unterschiedlichem Maße betroffen.  

Die Industrie, die sich bereits vor der Corona-Krise in einer wirtschaftlichen Schwächephase be-
fand, wurde von der international rückläufigen Nachfrage getroffen, da in vielen Ländern fast 
gleichzeitig Infektionsschutzmaßnahmen ergriffen wurden. Dabei wurden die Lieferketten er-
heblich gestört oder ganz unterbrochen. In der zweiten Jahreshälfte des vergangenen Jahres hat 
sich die Industrieproduktion dann zunächst relativ schnell erholt, da vor allem die großen Volks-
wirtschaften außerhalb Europas (USA und China) sich ihrerseits rasch von dem Produktionsein-
bruch erholten und die Nachfrage auch nach deutschen Produkten kräftig ausweiteten.  

Die starke weltweite Erholung insbesondere in der Industrie führte zu zusätzlichen Belastungen 
der noch immer gestörten Lieferketten. Dies wurde im Verlauf dieses Frühjahrs zunehmend spür-
bar, da die Nachfrage die Produktionsmöglichkeiten bei weitem übertraf. Ein wichtiger Grund 
dafür ist ein Mangel an Rohstoffen und Vorprodukten, der die Produktion seit dem Frühjahr zu-
nehmend behindert und auch die Preise inzwischen kräftig steigen lässt. Diese Engpässe halten 
nach wie vor an und verzögern die vollständige Erholung vom Produktionseinbruch des vergan-
genen Jahres.  

Die Dienstleistungsbereiche, insbesondere die kontaktintensiven Dienstleistungen, sind seit dem 
ersten Shutdown im Frühjahr 2020 massiv in ihrer Tätigkeit eingeschränkt. In anderen Dienstleis-
tungsbereichen gab es im vergangenen Jahr zunächst Lockerungen, die dann im Winter 2020/21 
allerdings wieder eingeschränkt werden mussten. Erst mit den Impffortschritten im Verlauf die-
ses Jahres konnten die Infektionsschutzmaßnahmen deutlich zurückgenommen werden. Aller-
dings bestehen auch derzeit noch Beschränkungen, die eine vollständige Erholung der Geschäfts-
tätigkeit behindern. 

Durch die Infektionsschutzmaßnahmen, die insbesondere den stationären Einzelhandel sowie 
Dienstleistungen aus dem Bereichen Hotellerie und Gaststätten, Frisöre u.ä. betroffen haben, ist 
die Struktur des privaten Konsums beeinflusst worden. So konnten viele Dienstleistungen, wie 
Übernachtungen und Urlaubsreisen über längere Zeit nicht nachgefragt werden. Durch die Ge-
schäftsschließungen in den Innenstädten ist auch in diesen Bereichen die Nachfrage ausgeblie-
ben. Dagegen ist während der Pandemie der Online-Handel kräftig ausgeweitet worden, so dass 
die Einzelhandelsumsätze insgesamt während der Pandemie gestiegen sind.  

Besonders stark ist die Nachfrage nach Produkten gestiegen, mit denen die Haushalte auf die 
veränderte Situation reagiert haben. So wurde z.B. die Nachfrage nach Fahrrädern kräftig ausge-
weitet, da die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel weniger attraktiv war. Auch Laptops und an-
dere Geräte, die für das mobile Arbeiten, insbesondere den Rückzug ins Homeoffice notwendig 
sind, wurden verstärkt nachgefragt. Zudem stieg die Nachfrage nach Möbeln und anderen Ein-
richtungsgegenständen sowie nach Heimwerkerbedarf, da vielen Bürger nun deutlich mehr Zeit 
zu Hause verbracht haben.  

Insgesamt haben die privaten Haushalte ihren Konsum während der Corona-Pandemie einge-
schränkt. Dabei ist die Sparquote kräftig gestiegen. Nach Schätzung der Projektgruppe Gemein-
schaftsdiagnose (2021) sind die Ersparnisse der privaten Haushalte um 200 Mrd. Euro höher, als 
ohne die Einschränkungen durch die Pandemie zu erwarten gewesen wäre. Dies ist vor allem 
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darauf zurückzuführen, dass die Einkommen der Bürgerinnen und Bürger im Jahr 2020 aufgrund 
automatischer Stabilisatoren und Politikmaßnahmen deutlich weniger zurückgegangen sind als 
die Wirtschaftsleistung. Zu diesen automatischen Stabilisatoren zählen insbesondere die pro-
gressive Einkommensteuer und das Kurzarbeitergeld sowie in geringerem Maße Arbeitslosen-
geld und Arbeitslosengeld II (ALG II). Zudem hat die Politik eine Reihe von Maßnahmen auf den 
Weg gebracht (für eine Übersicht siehe Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 2020 sowie 2021), 
um dem Konjunktureinbruch entgegenzuwirken und die Einkommen über die automatischen 
Stabilisatoren hinaus zu stützen.  

2. Wirtschaftspolitische Maßnahmen für Unternehmen sowie Bürgerinnen und Bür-
ger 

(Fragen 4, 1) 

Die im Jahr 2020 verabschiedeten Maßnahmen im Zuge der Corona-Krise führten zu gesamt-
staatlichen Mehrausgaben von rund 125 Mrd. Euro im gleichen Jahr (Projektgruppe Gemein-
schaftsdiagnose 2020, Kapitel 2, Tabelle 2.9) und rund 172 Mrd. Euro im Jahr 2021 (Projekt-
gruppe Gemeinschaftsdiagnose 2021, Kapitel 2, Tabelle 2.7). Von diesen Mehrausgaben hat ein 
signifikanter Teil unmittelbar die Einkommen der Haushalte (etwa Bonuszahlungen an Haushalte 
mit Kindern und Grundsicherungsempfänger, Bonuszahlungen an Pflegekräfte, Ausweitung der 
Kurzarbeit, Verlängerung der Anspruchsdauer auf Arbeitslosengeld) oder der Unternehmen (So-
forthilfen, November- und Dezemberhilfen, diverse Förderungsprogramme) gestützt oder die 
Verbraucherpreise (temporäre Mehrwertsteuersenkungen, Senkung der EEG-Umlage) gesenkt.  

In der Summe sind die Einkommen der Haushalte durch automatische Stabilisatoren und Politik-
maßnahmen gestützt worden. Vor diesem Hintergrund dürfte die Verschuldung der privaten 
Haushalte insgesamt nicht stark angestiegen sein. Allerdings gibt es deutliche Unterschiede. Ins-
besondere Haushalte, die längere Zeit von Arbeitslosigkeit oder Kurzarbeit betroffen waren, 
mussten spürbare Einkommenseinbußen hinnehmen. Zusätzlich stellen steigende Verbraucher-
preise eine Belastung für viele private Haushalte dar. Nach einer Umfrage von Boniversum und 
Creditreform (2021) fürchtet jeder dritte befragte Haushalt, in den kommenden zwölf Monaten 
Verbindlichkeiten nicht bezahlen zu können. Hier wurden vor allem Kosten für Elektrizität und 
Heizung genannt, also Bereiche, in denen die Preise in den vergangenen Monaten stark gestiegen 
sind.  

Die Liquidität der Unternehmen wurde über die genannten Hilfsmaßnahmen hinaus durch Kre-
dite gesichert, insbesondere durch die KfW-Sondermaßnahme „Corona-Hilfe für Unternehmen“ 
mit einem zugesagten Kreditvolumen von gut 54 Mrd. Euro (Stand 28.10.2021). Dennoch muss-
ten viele Unternehmen Umsatzeinbußen hinnehmen. Zudem behindern derzeit Lieferengpässe 
bei Rohstoffen und Vorprodukten die Erholung der Unternehmen. So steigt nach Angaben von 
Boniversum und Creditreform (2021) der Zahlungsverzug zwischen Unternehmen wieder an. Mit 
einem durchschnittlichen Zahlungsverzug von 10,2 Tagen liegt der Wert allerdings noch unter 
dem vor der Corona-Krise. Insgesamt dürfte sich die finanzielle Lage vieler Unternehmen in den 
vergangenen Monaten etwas verschlechtert haben.   

3. Die Entwicklung des Arbeitsmarktes in der Pandemie 

(Fragen 13, 5, 6, 16) 

Die wirtschaftspolitischen Maßnahmen, insbesondere die Lockerung der Regelungen zum Kurz-
arbeitergeld, haben die negativen Folgen der Corona-Pandemie auf den Arbeitsmarkt deutlich 
gemildert. Dennoch war im zweiten Quartal 2020 ein rasanter Anstieg der Arbeitslosigkeit zu 
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verzeichnen, der sich zum größten Teil auf Shutdown-Maßnahmen zum Gesundheitsschutz zu-
rückführen lässt (Bauer und Weber 2021). Den Höhepunkt erreichte die Zahl der registrierten 
Arbeitslosen mit saisonbereinigt fast drei Millionen im Juni 2020 (Arbeitslosenquote 6,4%). Seit-
dem nahm die Arbeitslosigkeit nur langsam, aber durchaus stetig ab, wobei sie aktuell noch deut-
lich über dem Vorkrisenniveau liegt (Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 2021, Kapitel 2, Ab-
bildung 2.16). 

Insgesamt lassen sich zwei Phasen in der Entwicklung der registrierten Arbeitslosigkeit unter-
scheiden: Ein heftiger Anstieg von April bis Ende Juni 2020 und anschließend eine allmähliche, 
aber stetige Erholung. Der Grund dafür, dass keine deutlichen Wellenbewegungen wie beim In-
fektionsgeschehen und folglich bei vielen anderen wirtschaftlichen Indikatoren zu sehen sind, ist 
der massive Einsatz von Kurzarbeit. Dadurch konnte verhindert werden, dass die deutlichen 
Schwankungen der wirtschaftlichen Aktivität ungedämpft auf den Arbeitsmarkt durchschlagen. 
Dies bewirkte zum einen, dass der Anstieg der Arbeitslosigkeit mit Ausbruch der Pandemie in 
Deutschland geringer ausfiel als in vergleichbaren Ländern, zum anderen dürfte aber auch der 
Rückgang der Arbeitslosenzahlen nun langsamer verlaufen, da zunächst die Kurzarbeit zurückge-
fahren wird, bevor Neueinstellungen vorgenommen werden. Durch dieses Vorgehen wurde vor 
allem die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung stabilisiert. Ausschließlich geringfügig Be-
schäftigte und Selbstständige waren hingegen stark von den Einschränkungen betroffen.  

Erste Forschungsarbeiten geben Aufschluss darüber, wie sich die Corona-Krise auf verschiedene 
Bevölkerungsgruppen in Deutschland ausgewirkt hat. Im Jahr 2020 waren insbesondere Selbst-
ständige und geringfügig Beschäftigte von Einkommenseinbußen betroffen (Immel et al. 2021). 
Eine weitere Studie (Christl et al. 2021) kommt zu dem Schluss, dass die Markteinkommen von 
Haushalten mit geringem Einkommen im Zuge der Corona-Krise besonders stark zurückgingen. 
Es zeigt sich, dass Einkommenseinbußen zu gut 80% durch den Sozialstaat im weiteren Sinn aus-
geglichen wurden (ebd.). Die wichtigste Rolle kommt dabei dem Kurzarbeitergeld zu, welches 
den größten Anteil des Rückgangs des Markteinkommens ausgleicht, insbesondere bei Haushal-
ten mit geringem Einkommen. Wichtig sind auch Steuern und Sozialversicherungsbeiträge, Ar-
beitslosengeld (hier allerdings eher für Haushalte in der oberen Hälfte der Einkommensvertei-
lung) sowie andere Transfers und diskretionäre Maßnahmen wie Sonderzahlungen an Haushalte 
mit Kindern.   

Die Pandemie hat einige Veränderungen im Bereich der Arbeit hervorgerufen, die auch langfristig 
anhalten könnten. So könnten etwa nicht notwendige Dienstreisen weiterhin durch digitale For-
mate ersetzt werden oder die Entkopplung von Wohn- und Arbeitsort in vielen Fällen fortbeste-
hen. Zudem deuten sich weitere Veränderungen an. Beispielsweise hat die Krise zu Entlassungen 
in der Gastronomie geführt und die Betroffenen konnten zu weiten Teilen Jobs in anderen Bran-
chen mit besseren Arbeitszeiten finden. Mittlerweile scheint es für eine Vielzahl von Gastrono-
miebetrieben schwierig zu sein, die Stellen neu zu besetzen. 

Die langfristigen Arbeitsmarkttrends sind allerdings hauptsächlich von Faktoren geprägt, die un-
abhängig von den Pandemiefolgen sind. Hier ist der demografische Wandel hervorzuheben, der 
innerhalb der nächsten Jahre dafür sorgen wird, dass die Zahl der Erwerbspersonen und somit 
das gesamte Arbeitsvolumen rückläufig sind (Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 2021, Kapi-
tel 3, Abbildung 3.2). Damit erhöht sich der Druck auf das Sozialversicherungssystem, und gleich-
zeitig ist durch das schwächere Potenzialwachstum davon auszugehen, dass die Situation am Ar-
beitsmarkt mittelfristig nicht an das außerordentlich gute Vorkrisenniveau anknüpfen kann. 
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4. Wie hat die Pandemie die wirtschaftliche Lage bzw. Arbeitsmöglichkeit der Stu-
dierenden geändert? 

(Frage 7) 

Die wirtschaftliche Lage von Studierenden hängt im Wesentlichen von drei verschiedenen Fak-
toren ab: der finanziellen Lage des Elternhauses, der eigenen Erwerbstätigkeit zur Finanzierung 
des Studiums sowie von staatlichen Unterstützungsmöglichkeiten.  

In mehreren Studien zur Lage der Studierenden während der Corona-Pandemie wurde auf die 
finanzielle Lage eingegangen. So haben 31 % aller im Rahmen der Studie „Studieren in Zeiten der 
Corona-Pandemie“ befragten Studierenden angegeben, dass sich die finanzielle Lage ihrer Eltern 
während der Pandemie verschlechtert hat. Hier scheint es keine Unterschiede nach sozialer Lage 
der Eltern zu geben (Becker und Lörz 2020). 

Da viele Studierende ihren Lebensunterhalt über Nebenjobs finanzieren (s. z.B. Middendorff et 
al. 2017), ist es naheliegend, dass auch Studierende Einbußen bei ihren eigenen Einkünften in 
Folge der Corona-Pandemie erleben. Etwas mehr als ein Drittel der Befragten der Stu.diCO-Stu-
die geben an, dass die Corona-Pandemie für sie finanzielle Einbußen mit sich gebracht hat. Ins-
besondere internationale Studierende (d.h. Studierende mit einer nicht in Deutschland erworbe-
nen Hochschulzugangsberechtigung) berichten von einer verschlechterten Erwerbssituation (Be-
cker und Lörz 2020). 

Hauptgrund ist hier der Wegfall des Nebenjobs, aber auch die unbezahlte Freistellung sowie die 
Reduzierung der Arbeitszeit (Becker und Lörz 2020; Traus et al. 2020). Auch von den Studieren-
den, die vor der Corona-Pandemie zur Finanzierung ihres Lebensunterhaltes erwerbstätig waren, 
gaben 22% an, dass sie durch die Pandemie in finanzielle Schwierigkeiten geraten sind, wohinge-
gen nur 11% der Studierenden, die anderweitig ihr Studium finanzierten, finanzielle Schwierig-
keiten angeben. Zahlreiche Studierende sind in Folge dieser Entwicklung wieder bei ihren Eltern 
eingezogen, um die Lebenshaltungs- bzw. Wohnkosten zu minimieren (Becker und Lörz 2020). 

Die Politik reagiert mit den sogenannten Überbrückungshilfen, mit der zeitweisen Zinsfreistel-
lung der KfW-Studienkredite, mit der Anpassung des BAföG sowie mit vereinzelten Nothilfepro-
grammen einzelner Länder oder Hochschulen (Heublein et al. 2021). Die Studierendenwerke ver-
zeichnen seit Pandemiebeginn steigende BAföG-Antragszahlen. Die BAföG-Ämter der Studieren-
denwerke in NRW verzeichnen ein Plus von knapp 10% bei Erst- und fast 75% bei Wiederholungs-
anträgen. Im Vergleich zum Jahr 2020 bearbeiten sie aktuell über 40% mehr Anträge (Studieren-
denwerke NRW 2021).  

Anträge auf Überbrückungshilfe wurden überwiegend von Studierenden aus Nicht-Akademiker-
familien gestellt, welche ihr Studium über Nebenjobs finanzieren. In NRW zahlten die Studieren-
denwerke von Ende Juni 2020 bis Ende Juli 2021 rund 38,5 Millionen Euro an 48.000 Studierende 
aus. Somit haben knapp 8% der Studierenden in NRW Überbrückungshilfen erhalten. Dabei 
mussten die Studierenden ihre Notlage nachweisen. Knapp 45% der Antragstellenden gaben an, 
dass sie ihr Angestelltenverhältnis beenden oder unterbrechen mussten. Etwa 30% erhielten 
keine familiäre Unterstützung zur Finanzierung ihres Studiums mehr (Studierendenwerke NRW 
2021). 

5. Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die Ausbildungssituation 

(Frage 8) 

Der deutsche Ausbildungsmarkt hat sich nach dem scharfen Einbruch im Jahr 2020 zwar mittler-
weile ein wenig erholt. So war nach den Angaben des DIHK (2021) bis Ende September 2021 ein 
Anstieg der Ausbildungsverträge von knapp 2% zu verzeichnen. Da die Anzahl der Verträge im 
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Jahr 2020 im Vorjahresvergleich deutlich stärker gefallen war, ist auch der Ausbildungsmarkt von 
einer Normalisierung noch weit entfernt. 

In NRW war im Jahr 2020 der Einbruch der Anzahl der Ausbildungsverträge mit 12,7% sogar noch 
gravierender ausgefallen als im Bundesvergleich (Sieglen, Roth und Carl 2021). Unter anderem 
ist diese Entwicklung darauf zurückzuführen, dass die Pandemie und insbesondere der Shutdown 
es erschwert hatten, Ausbildungsstellen zu besetzen. Bundesweit traf dies laut eigener Angabe 
35% der Betriebe; weitere 20 % gaben die geplante Besetzung von Ausbildungsplätzen auf. In 
NRW war nicht zuletzt die Anzahl der bei der BA gemeldeten Ausbildungsbewerberinnen und 
Ausbildungsbewerber um knapp 10% zurückgegangen. Somit blieben viele Ausbildungsplätze un-
besetzt; dieses Problem betraf insbesondere kleine Unternehmen (Leber und Schwengler 2021). 
Hinzu trat ein Rückgang des Angebots: Im Vorjahresvergleich war in NRW ein Rückgang der ge-
meldeten Berufsausbildungsstellen von knapp 8 % zu verzeichnen. 

Zwar gab es auch schon vor Corona den Trend weg von betrieblichen hin zu höheren Bildungs-
abschlüssen, jedoch hat die Pandemie das Problem der unbesetzten Ausbildungsstellen verstärkt 
(BIBB 2021). So wäre laut Einschätzung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) 
die Anzahl der betrieblichen Ausbildungsstellen in NRW ohne Corona um knapp 2,7 % höher aus-
gefallen, verglichen mit einem bundesweit geschätzten „Corona-Effekt“ von 1,9% (Sieglen, Roth 
und Carl 2021). Gleichzeitig fällt der Beitrag der Pandemie im Hinblick auf die Zahl der Bewerbe-
rinnen und Bewerber etwas kleiner aus: Ohne die Corona-Pandemie wäre die Anzahl der Bewer-
berinnen und Bewerber dem IAB zufolge um vergleichsweise moderate 0,8 % höher gewesen. 

6. Entwicklung der Insolvenzen 

(Frage 2) 

Auf das Insolvenzgeschehen hat sich der starke Einbruch der Wirtschaftsaktivität bisher kaum 
ausgewirkt. Vielmehr wird das Insolvenzgeschehen auch derzeit noch wesentlich von den staat-
lichen Hilfsmaßnahmen bestimmt. Zwar lief die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht Ende   
April dieses Jahres aus. Die Finanzhilfen an die Unternehmen laufen aber zum Teil weiterhin, so 
dass die Zahl der Unternehmensinsolvenzen immer noch sehr niedrig ist (Creditreform 2021). 
Mit dem Auslaufen der Hilfsmaßnahmen ist mit einer Normalisierung des Insolvenzgeschehens 
zu rechnen. Es spricht allerdings derzeit wenig dafür, dass mit einem Anstieg der Insolvenzen wie 
in früheren Rezessionen zu rechnen ist. Vielmehr dürften die langfristigen Folgen der Corona-
Pandemie auf den Kapitalstock und damit das gesamtwirtschaftliche Produktionspotenzial rela-
tiv gering ausfallen.  

Die Ergebnisse der Umfrage zum Kreditgeschäft in Deutschland, die von der Deutschen Bundes-
bank durchgeführt wird, deuten ebenfalls nicht auf eine besorgniserregende Finanzlage der Un-
ternehmen hin. Zwar haben alle befragten Banken ihre Vergaberichtlinien für Unternehmenskre-
dite im dritten Quartal 2021 leicht verschärft. Grund dafür war die Erwartung eines höheren Kre-
ditrisikos. Die Kreditnachfrage blieb aber deutlich hinter den Erwartungen der Banken zurück. 
Für das vierte Quartal 2021 gehen die Banken davon aus, dass die Vergabestandards wieder et-
was gelockert werden.  

Die Zahl der Verbraucherinsolvenzen war im vergangenen Jahr sehr niedrig, sie ist inzwischen 
aber deutlich gestiegen (Tabelle 1). Hierbei dürfte aber eine Rolle spielen, dass ein reformiertes 
Verbraucherinsolvenzrecht zum 1. Oktober des vergangenen Jahres in Kraft getreten ist und da-
her einige Insolvenzen erst nach diesem Stichtag angezeigt wurden (Creditreform 2021). Ergeb-
nisse der Umfrage zum Kreditgeschäft in Deutschland deuten nicht auf eine deutliche Ver-
schlechterung der Bonität der privaten Haushalte hin. So wurden die Kreditvergabestandards für 
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Konsumentenkredite im dritten Quartal gelockert und auch für das vierte Quartal zeichnet sich 
eine weitere Lockerung ab.  

Tabelle 1  
Insolvenzverfahren in Deutschland 

 

Quelle: Creditreform (2021). 

7. Ausrichtung der Arbeitsmarktpolitik 

(Fragen 15, 14, 16) 

Die arbeitsmarktpolitische Strategie auf Landesebene verfolgt insbesondere das Ziel, die Berei-
che Digitalisierung („Initiative Wirtschaft & Arbeit 4.0“), Partizipation (Inklusion, Integration, 
Wiedereinstieg) und Ausbildung zu stärken. Es liegt nahe, künftige Reformen der Strategie und 
der eingesetzten Maßnahmen danach auszurichten, welche Gruppen von Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern sich in der Corona-Krise als besonders vulnerabel herausgestellt haben. So 
haben die ausschließlich geringfügig Beschäftigten in der Pandemie nicht nur überproportional 
häufig ihre Arbeitsplätze verloren, sondern stehen zusätzlich auch vor dem Problem, dass sie oft 
nicht in die Sozialversicherungen eingezahlt und deshalb keine Ansprüche an die Arbeitslosen-
versicherung erworben haben (Grabka et al. 2020). Bei der Ausgestaltung der sogenannten Mi-
nijobs könnte also Reformbedarf bestehen, insbesondere im Hinblick auf die Sozialversiche-
rungsbeiträge. 

Einem ähnlichen Problem standen in den Phasen der Shutdowns die Selbstständigen gegenüber. 
Vor allem Soloselbstständige in der Veranstaltungsbranche oder im körpernahen Dienstleis-
tungssektor waren in der Ausübung ihres Berufs zum Teil sehr stark eingeschränkt, ohne dass 
dies vor der Krise vorhersehbar gewesen wäre und erlebten diese Phase ohne Anspruch auf Ar-
beitslosengeld (Bertschek und Erdsiek 2020). Staatliche Maßnahmen wie Soforthilfen und der 
vereinfachte Zugang zu ALG II haben sich in vielen Fällen als unzureichend herausgestellt. Mögli-
che Reformen könnten also auch hier ansetzen und (beispielsweise angelehnt an das Kurzarbei-
tergeld) Selbstständigkeit im Krisenfall effizienter unterstützen. 

Darüber hinaus besteht Reformbedarf beim Arbeitsrecht. Die Sondersituation der Pandemie hat 
in einigen Bereichen des (Arbeits-)Lebens Fakten geschaffen, für die ein solider rechtlicher Rah-
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men noch fehlt. Beispielsweise sind Homeoffice und digitale Prozesse inzwischen viel stärker ver-
breitet, als dies vor der Corona-Krise für möglich gehalten wurde. Dieser Entwicklung könnte mit 
neuen Regelungen wie einem gesetzlich verankerten Recht auf Homeoffice, das etwa der DGB 
fordert, genüge getan werden. In anderen Fällen ist das geltende Recht nicht immer auf diese 
sprunghafte Digitalisierung der Arbeitswelt zugeschnitten, z.B. beim Datenschutz, der IT-Sicher-
heit und Haftungsregeln. Um hier sowohl für Arbeitnehmer als auch für Arbeitgeber Rechtssi-
cherheit zu schaffen, müssten entsprechende Gesetze überarbeitet und angepasst werden. 

8. Digitalisierung des Arbeitsmarktes 

(Frage 17) 

Die Corona-Krise hat dem Arbeitsmarkt einen vormals ungeahnten Digitalisierungsschub ver-
schafft. So arbeiten 32 % aller Personen in Beschäftigung oder Ausbildung zumindest teilweise in 
Telearbeit, im Homeoffice oder mobil, davon wiederum 34 % seit Einsetzen der Corona-Krise 
erstmalig mobil oder von zu Hause aus (Initiative D21 2021). Erhebliche Steigerungsraten beim 
Homeoffice ermittelt auch das Online-Personen-Panel „Leben und Erwerbstätigkeit in Zeiten von 
Corona“ (https://www.iab.de/de/befragungen/corona.aspx). 

Eine Zusatzbefragung des nationalen Bildungspanels (NEPS) vom Mai/Juni 2020 verweist neben 
dem generellen Anstieg der Bedeutung von Homeoffice auf größere Unterschiede zwischen Qua-
lifikationsniveaus: So arbeiteten 65 % der Hochgebildeten teilweise oder ganz im Homeoffice; 
insgesamt war dies bei 31 % der Befragten der Fall (Kleinert et al. 2020). Zudem zeigte sich, dass 
Erwerbstätige in systemrelevanten Berufen mit Kundenkontakt seltener von zu Hause arbeite-
ten. Unterschiede zwischen Männern und Frauen zeigen sich in einer Corona-Zusatzbefragung 
des Linked Personnel Panels (LPP) des IAB für April/Mai 2020, wobei Beschäftigte aus privatwirt-
schaftlichen Betrieben mit mindestens 50 Beschäftigten befragt wurden: Während der Pandemie 
wechselten häufiger Frauen als Männer erstmalig ins Homeoffice (Frodermann et al. 2020). 

Die Arbeitskultur hat sich durch die Corona-Pandemie deutlich verändert. So zeigt die LPP-
Corona-Zusatzbefragung, dass Hürden, die einer Nutzung von Homeoffice vor der Pandemie ent-
gegenstanden, deutlich abgebaut wurden (Frodermann et al. 2020). Hierzu zählen auf Seiten der 
Arbeitgeber der Wunsch von Vorgesetzten nach Anwesenheit und auf Arbeitnehmerseite der 
Wunsch, Berufliches und Privates räumlich voneinander zu trennen. Zudem stehen unzu-
reichende technische Voraussetzungen dem Homeoffice weniger im Weg als vor der Pandemie. 

Diese verbesserten technischen Voraussetzungen sind ein wesentlicher Grund dafür, dass nun 
nicht mit einem Rückgang der Arbeiten im Homeoffice auf das Niveau vor der Pandemie zu rech-
nen ist. Manche Veränderungen in der Arbeitskultur werden jedoch negativ gesehen. So findet 
eine Studie für Beschäftigte des Microsoft-Konzerns, dass es im Homeoffice zu einer Verengung 
der Kommunikationskanäle kommt (Yang 2021). Dementsprechend beklagen auch laut der HBS-
Erwerbspersonenbefragung Beschäftigte in Deutschland einen geringeren Kontakt zu Kollegin-
nen und Kollegen; hinzu kommt die Gefahr eine Entgrenzung von Beruflichem und Privatem 
(Emmler und Kohlrausch 2021). 
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